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Meist bewölkt
Temperatur 16/9° C
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Bundestag: FDP-Politiker
lehnt auch neuen Vorschlag ab

Impfpflicht
bleibt strittig
Mannheim. Der FDP-Bundestagsab-
geordnete Jens Brandenburg aus
Walldorf lehnt auch den neuen frak-
tionsübergreifenden Antrag für eine
Impfpflicht ab 50 Jahren ab. Der Par-
lamentarische Staatssekretär im Bil-
dungsministerium bezeichnete den
Vorschlag im Interview als „überzo-
gen“. Auch einige Virologen würden
inzwischen von einer Impfpflicht
abraten. „Ausbauen sollten wir die
Beratungsangebote, um noch Un-
entschlossene zu erreichen“, sagte
er. Der neue Vorschlag, hinter dem
vor allem Abgeordnete aus den Am-
pel-Fraktionen stehen, ersetzt den
früheren Entwurf, der eine allgemei-
ne Impfpflicht ab 18 vorsah. Am
Donnerstag steht die Abstimmung
im Bundestag an. was
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Umfrage: BaWü-Check
zeigt Sorge um Preisstabilität

Stimmung
im Sinkflug
Stuttgart. Der Krieg in der Ukraine
und der Preisanstieg bei Energie und
Lebensmitteln haben den Optimis-
mus der Menschen in Baden-Würt-
temberg massiv gedämpft. Dies geht
aus dem aktuellen BaWü-Check her-
vor, einer Befragung des Instituts für
Demoskopie Allensbach im Auftrag
der baden-württembergischen Zei-
tungsverlage. Demnach sieht nur
noch knapp jeder vierte Baden-
Württemberger den kommenden
zwölf Monaten hoffnungsvoll entge-
gen, die große Mehrheit ist dagegen
tief besorgt. Zwar sprechen sich
51 Prozent der Befragten für eine un-
begrenzte Aufnahme von Flüchtlin-
gen aus der Ukraine aus, aber nur
12 Prozent haben die Möglichkeit,
dies bei sich zuhause zu tun. dir
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Hilfe, meine
Stromkosten
explodieren!
Bei unserer Telefonaktion haben sich viele
Leserinnen und Leser Experten-Rat rund um
das Thema Energie geholt. Die wichtigsten
Tipps zum Nachlesen. 6 Wirtschaft
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Energie: Karlsruher Firma Vulcan und MVV schließen Abnahmevertrag

Geothermie-Anlage geplant
Von Martin Geiger

Mannheim. Die Karlsruher Firma Vul-
can Energie Ressourcen GmbH will
ein Geothermieheizwerk im Groß-
raum Mannheim bauen. Das bestä-
tigte ein Sprecher des Unternehmens
am Dienstag. Der konkrete Standort
der Anlage stehe noch nicht fest. Da-
rüber werde erst nach einer Untersu-
chung der Untergrundbeschaffen-
heit entschieden, die noch in diesem
Jahr durchgeführt werden soll. Die
Geothermie-Anlage soll 2024, spätes-
tens aber im Jahr 2025 in Betrieb ge-
hen.

Das Karlsruher Unternehmen hat
am Dienstag einen Abnahmevertrag
mit der MVV Energie geschlossen.
Demnach will Vulcan dem Mannhei-
mer Versorger von 2025 bis 2045 jähr-
lich zwischen 240 und 350 Gigawatt-
stunden klimaneutrale Wärme lie-
fern. Diese soll in das Fernwärmenetz
der Rhein-Neckar-Region einge-

speist werden. Damit können theore-
tisch 25 000 bis 35 000 Haushalte mit
Wärme aus erneuerbarer Energie
versorgt werden. „Für Mannheim ist
diese Kooperation ein wichtiger Mei-
lenstein auf dem Weg in die Klima-

neutralität“, sagte Thorsten Wei-
mann, Geschäftsführer bei Vulcan,
einer Mitteilung zufolge.

Das eigentliche Geschäftsfeld von
Vulcan ist die Lithium-Gewinnung.
Entsprechend will der Konzern die
geplante Anlage auch nutzen, um
das begehrte Metall zu gewinnen,
das in der Batterieindustrie einge-
setzt wird und als Schlüssel-Rohstoff
bei der Elektromobilität und der Ver-
kehrswende gilt.

Nach Angaben des Regierungs-
präsidiums Freiburg, bei dem das
baden-württembergische Landes-
amt für Geologie, Rohstoffe und
Bergbau angesiedelt ist, hatte die Be-
hörde Vulcan bereits im Sommer
2019 die Aufsuchungserlaubnis für
Erdwärme, Lithium und Sole im Feld
Mannheim erteilt. Im Herbst des
vergangenen Jahres sei die Erlaubnis
bis Juli 2024 verlängert worden.
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Die Geothermie-Anlage in Insheim:
Vorbild für Mannheim? BILD: KLAUS VENUS

Ukraine-Krieg: Nach den Gräueltaten an Zivilisten neue Sanktionen gegen Russland geplant / Kommissionspräsidentin von der Leyen will nach Kiew reisen

EU bereitet Kohle-Embargo vor
nen Angaben mehr als 7000 Meldun-
gen über russische Kriegsverbre-
chen in der Region um die Haupt-
stadt Kiew. Die meisten Opfer habe
es in Borodjanka gegeben, sagte Ge-
neralstaatsanwältin Iryna Wenedik-
towa der Agentur Unian zufolge.
„Ich denke, wir werden gesondert
über Borodjanka sprechen.“

Die Bilder aus Butscha, wo nach
dem Abzug russischer Truppen
zahlreiche Leichen auf den Straßen
gefunden wurden, hatten am Wo-
chenende Entsetzen ausgelöst. Die
Ukraine macht für das Massaker rus-
sische Truppen verantwortlich.
Moskau bestreitet das und sprach
von einer „Inszenierung“.

Videos und Satellitenbilder aus
dem Kiewer Vorort Butscha widerle-

gen nach einer Analyse der „New
York Times“ Moskauer Behauptun-
gen, dass Leichen getöteter Zivilis-
ten dort erst nach dem Abzug des
russischen Militärs platziert worden
seien. Satellitenaufnahmen zeigten,
dass sich die Überreste mehrerer
Menschen bereits Mitte März auf der
Straße befanden, schrieb die Zei-
tung.

Schlupflöcher stopfen
Als Reaktion auf die Gräueltaten be-
reitet die EU neue Sanktionen gegen
Russland vor. Neben einem Import-
verbot für Kohle beinhaltet das neue
Paket eine Hafensperre für russische
Schiffe sowie weitere Handelsbe-
schränkungen. Dazu gehören etwa
Quantencomputer und Transport-

Kiew/Brüssel. Der ukrainische Präsi-
dent Wolodymyr Selenskyj will eine
lückenlose Aufklärung der Verbre-
chen gegen Zivilisten in Butscha und
anderen ukrainischen Städten. Dazu
arbeite man unter anderem mit der
EU und dem Internationalen Straf-
gerichtshof zusammen, sagte er. Die
internationale Empörung über die
Gräueltaten im Kiewer Vorort But-
scha dauert an. Europäische Länder
weisen Dutzende russische Diplo-
maten aus, denen sie Aktivitäten für
Geheimdienste vorwerfen. Noch
diese Woche wird EU-Kommissi-
onspräsidentin Ursula von der Ley-
en für ein Treffen mit Selenskyj nach
Kiew reisen.

Die ukrainische Generalstaatsan-
waltschaft verzeichnete nach eige-

mittel. Produkte wie Holz, Zement
und Meeresfrüchte im Wert von
5,5 Milliarden Euro sollen außerdem
nicht mehr in die EU importiert wer-
den. „Diese Gräueltaten dürfen und
werden nicht ohne Folgen bleiben“,
sagte EU-Kommissionspräsidentin
von der Leyen.

Das Sanktionspaket dürfte außer-
dem bisherige Maßnahmen auswei-
ten und Schlupflöcher stopfen, da-
mit die Maßnahmen nicht umgan-
gen werden können.

Wirtschaftsminister Robert Ha-
beck (Grüne) sagte bereits am Wo-
chenende, das Paket könne weitere
persönliche Sanktionen gegen Men-
schen aus der russischen Regierung
umfassen sowie technische Güter
oder den Finanzmarkt. Habeck un-

terstützt offenbar ein mögliches Im-
portverbot für russische Kohle, wie
die Deutsche Presse-Agentur am
Dienstag aus Kreisen des Wirt-
schafts- und Klimaschutzministeri-
ums erfuhr. Es entspreche der Linie
des Ministeriums, die Unabhängig-
keit von russischen Energieimpor-
ten Sparte für Sparte und schrittwei-
se zu erreichen.

Das Wirtschaftsministerium ar-
beite bereits seit Wochen daran, die
Voraussetzungen zu schaffen, um
den „Cut“ jeweils so früh wie mög-
lich zu vollziehen. Ein Importverbot
für Kohle sei als erstes möglich, hieß
es aus dem Ministerium. dpa
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Tierheim

5000 Euro
für Rettung
von Kitzen
Weinheim. Mit einer Spende von
5000 Euro unterstützt der Deutsche
Tierschutzbund die Weinheimer
Rehkitzrettung. Das Geld fließt in
eine zweite Drohne, mit deren Hilfe
die kleinen Rehe auf den Feldern
aufgespürt werden, bevor gemäht
wird. Übergeben wurde die Summe
durch Thomas Schröder, den Präsi-
denten des Deutschen Tierschutz-
bundes, am Weinheimer Tierheim.

Thema bei der Spendenübergabe
war auch die Aufnahme von Tieren
aus ukrainischen Flüchtlingsfamili-
en, die die Tierheime allerorten vor
große Herausforderungen stellt.
Viele der Tiere sind traumatisiert
und ihnen fehlt die wichtige Toll-
wutimpfung. i.k.

� Bericht auf Seite 11

Hauptstraße

Anwohner lehnen
Umbaupläne ab
Leutershausen. Die Gemeinde
Hirschberg will für 1,1 Millionen
Euro den Abschnitt in der Haupt-
straße zwischen Raiffeisen- und
Fenchelstraße sanieren. Gegen die
Erneuerung des Kanals haben die
Anwohner nichts, die Pläne zur
Neugestaltung der Straße lehnen sie
ab. Diese sehen einen niveauglei-
chen Ausbau mit Pflastersteinen wie
vor dem Rathaus vor. Die Anwohner
sorgen sich vor allem um die Sicher-
heit, wenn es keine klare Trennung
mehr zwischen Gehweg und Straße
gibt. Zudem verursachen die Pflas-
tersteine erheblich mehr Lärm.
Auch der Wegfall von Parkplätzen
wird bemängelt. Die Zahl soll von
derzeit 14 auf sechs verringert wer-
den. hr

� Bericht auf Seite 12

LOKALBLICK

Schneider neuer Wehrführer
Florian Schneider wird im Rahmen
der Jahreshauptversammlung der
Feuerwehr Birkenau zum neuen
Wehrführer gewählt. � Seite 16

7-TAGE-INZIDENZEN

Rhein-Neckar-Kreis 1742,7

Stadt Heidelberg 1442,6

Stadt Mannheim 1159,4

Kreis Bergstraße 1734,2

Odenwaldkreis 1216,5

Quelle: RKI
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Leserservice
Tel. 0 62 01/8 13 33; leserservice@diesbachmedien.de
Mo.–Fr. 7–17 Uhr, Sa. 8–12 Uhr

Anzeigenannahme
Tel. 0 62 01/8 11 44; anzeigen@diesbachmedien.de
Mo.–Fr. 9–18 Uhr, Sa. 9–12 Uhr

Kartenshop
Tel. 0 62 01/8 13 45; kartenshop@diesbachmedien.de
Mo.–Fr. 9–18 Uhr, Sa. 9–12 Uhr

Geschäftsstelle Weinheim
Friedrichstraße 24; Tel. 0 62 01/81 0
Mo.–Fr. 9–13, 14–18 Uhr, Sa. 9–12 Uhr 4 197642 902208
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